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Beridit 

des Außenhandelsausschusses 
(17. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung erlassene Zweite Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1962 (Anglei- 
chungszoll für Vollmilchpulver) vom 28. Dezember 1961 
(Bundesgesetzbl. II S. 1684) 

— Drucksache lV/113 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Steinmetz 


I. 

(1) Die Bundesregierung hat die Zweite Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1962 
(Angleichungszoll für Vollmilchpulver) vom 28. De- 
zember 1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1684) dem Bun- 
destag gemäß § 21 Abs. 6 in Verbindung mit § 77 
Abs. 5 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 737) mitgeteilt. 

(2) Der Bundesrat hat mit Beschluß vom 2. Fe- 
bruar 1962 den Bundestag gemäß § 21 Abs. 6 in Ver- 
bindung mit § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes gebeten, 
von der Bundesregierung die Aufhebung der Zwei- 
ten Verordnung zur Änderung des Deutschen Zoll- 
tarifs 1962 (Angleichungszoll für Vollmilchpulver) 
insoweit zu verlangen, als die Einfuhren in das Saar- 
land aus Frankreich von dieser Verordnung betrof- 
fen werden. 

II. 

(1) Artikel 63 des Saarvertrages bestimmt, daß 
die Bundesregierung für die Warenbewegung zwi- 
schen Frankreich und dem Saarland im Rahmen von 
Kontingenten Zollbefreiung gewährt. Der Bundes- 
rat ist der Ansicht, daß der Angleichungszoll auf 
Vollmilchpulver „ein Zoll" ist, der gegen Artikel 63 
des Saarvertrages verstößt. 

(2) Die Bundesregierung ist dementgegen der An- 
sicht, daß der Begriff „Zoll" im Saarvertrag eindeu- 
tig nicht bestimmt ist und daß im vorliegenden Fall 
der Angleichungszoll formell zwar ein Zoll, materiell 
jedoch eine Ausgleichsabgabe ist. Die Bundesregie- 


rung ist darüber hinaus der Ansicht, daß der Saar- 
vertrag durch die Zollbefreiung lediglich hinsichtlich 
der Zollbelastung den Gemeinsamen Markt vorweg- 
nimmt, daß aber, solange in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft eine einheitliche Agrarordnung 
nicht besteht, die dadurch hervorgerufenen Wettbe- 
werbsverzerrungen ausgeglichen werden müssen. 

(3) Auf Antrag der Bundesregierung hat die 
Kommisison der EWG die Marktlage für Vollmilch- 
pulver bei der Einfuhr aus Frankreich in das Bun- 
desgebiet und damit auch in das Saarland unter- 
sucht und zur Entzerrung der Wettbewerbslage zu- 
nächst Frankreich ermächtigt, bei der Ausfuhr von 
Vollmilchpulver in die Bundesrepublik und damit 
auch in das Saarland eine Ausgleichsabgabe zu er- 
heben. Die Kommission hat für den Fall, daß Frank- 
reich von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch 
macht, die Bundesregierung ermächtigt, diese Aus- 
gleichsabgabe bei der Einfuhr zu erheben. 

(4) Frankreich hat darauf verzichtet, bei der Aus- 
fuhr von Vollmilchpulver in die Bundesrepublik und 
damit auch in das Saarland die Ausgleichsabgabe zu 
erheben. Daraufhin hat sich die Bundesregierung 
entschlossen, die Zweite Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1962 zu erlassen und die 
Ausgleichsabgabe in Form eines Angleichungszolls 
zu erheben. 

III. 

(1) Nach Artikel 64 Abs. 4 des Saarvertrages 
können bei der Einfuhr andere Abgaben als Zoll er- 
hoben werden. Die von der Kommission festgesetzte 
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Ausgleichsabgabe ist materiell zum Ausgleich der 
durch das Zusammentreffen verschiedener Markt- 
regelungen für Waren der Agrarwirtschaft verur- 
sachten Wettbewerbsverzerrungen bestimmt. Sie ist 
also eine von der Kommission als Hüterin der Euro- 
päischen Integration für notwendig erachtete Markt- 
ordnungsmaßnahme, deren Erhebung in erster Linie 
dem Exportland und erst subsidiär dem Importland 
zustcht. Daraus ergibt sich, daß die Ausgleichs- 
abgabe keineswegs materiell als Schutzzoll ange- 
sprochen werden kann. 

(2) Lediglich aus verwaltungsökonomischen Grün- 
den wurde die Bundesregierung ermächtigt, die von 
der Kommission festgesetzte Ausgleichsabgabe in 
Form eines Angleichungszolls zu erheben. Die Form 
der Erhebung aber vermag nicht den materiellen 
Kern zu beeinflussen. Der Angleichungszoll ist nach 
alledem kein Verstoß gegen Artikel 63 Abs. 2 des 
Saarvertrages. 


IV. 

(1) Das Verlangen des Bundesrates, die Zweite 
Verordnung insoweit aufzuheben, als Einfuhren in 
das Saarland aus Frankreich von ihr betroffen wer- 
den, ist demnach nicht berechtigt. 

(2) Der mitbeteiligte Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat mit Mehrheit be- 
schlossen, dem federführenden Außenhandelsaus- 
schuß vorzuschlagen, von dem Recht des Bundesta- 
ges gemäß § 21 Abs. 6 in Verbindung mit § 77 Abs. 5 
des Zollgesetzes keinen Gebrauch zu machen. 

(3) Auch der Außenhandelsausschuß hat sich in 
seiner Sitzung vom 16. März 1962 der Ansicht der 
Bundesregierung mit Mehrheit angeschlossen und 
ebenfalls beschlossen, dem Plenum zu empfehlen, 
von dem Recht des Bundestages gemäß § 21 Abs. 6 
in Verbindung mit § 77 Abs. 5 keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 19. März 1962 


Der Außenhandelsausschuß 


Dr. Serres 

Vorsitzender 


Dr, Steinmetz 

Berichterstatter 
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